Geſetz⸗ Sammlung 


fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— No. 45; —— 


eG BE DER 

(No. 620.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24ſten Juli 18204 enthaltend naͤhere Beſtim⸗ 
mungen der Alferhöchften Order vom 20ſten Mai 1820. wegen Wieder⸗ 
aufnahme der von 1808. bis 1814. exkludirten Offiziere und wegen 
Penſionirung ihrer Wittwen aus dem Fonds der Ofſizier-Wittwenkaſſe. 


Auf die am 18ten d. M. zu Meiner Entſcheidung gebrachten Anfragen, wegen 
Wiedereinſetzung exkludirter Intereſſenten der Offtzier⸗Wittwenkaſſe und ihrer 
Wittwen in die verlornen Rechte, beſtimme Ich dahin: 
ad I. ſollen auch jolche Exkludirte, die in den Jahren 1806. bis 1814. 
auf halbes Gehalt oder Penſion Verzicht geleiſtet haben, von dem Be⸗ 
nefiz der Verordnung vom 20ſten Mai c. nicht ausgeſchloſſen ſeyn; 
ad 2. kann aber dies Benefiz nur auf Wittwen Anwendung finden, deren 
Ehemaͤnner von 1806. bis 1814. exkludirt worden find und in ſo weit, 
als den Letzteren der Wiedereintritt zuſtehen wuͤrde. 
ad 3. und 5. Soll es, bei Beurtheilung des Anſpruchs der Intereſſenten 
auf Wiedereinſetzung in die verlornen Rechte, nicht auf ein fruͤheres 
periodiſches Aufenthalts - oder Dienſtverhaͤltniß, ſondern nur darauf 
ankommen, ob fie zur Zeit der Publikation der Verordnung vom 20ſten 


Mai c. noch im Auslande wohnhaft oder in fremden Dienſten ange⸗ 
ſtellt waren. n 


ad 4. Hiernach iſt auch bei ſchon vorhandenen Wittwen Exkludirter zu 
verfahren. f = 

ad 6. Auch will Ich in Erwaͤgung der angefuͤhrten Ruͤckſichten, und bei 
dem geringen Objekt des Mehrbetrages nachlaſſen, daß den Witwen 
nichtexkludirter Intereſſenten, deren urſpruͤngliche Penſton auf einen 
geringeren Ertrag herabgeſetzt worden iſt, der urſprüngliche Satz vom 
Iſten Juli ebenfalls, jedoch gegen die geordneten Abzuͤge, nach Maaß⸗ 
gabe des Mehrbetrages, gezahlt werde. 

Jahrgang 1820. A a i £ ad. 


(Ausgegeben zu Berlin den 28ſten September 1820.) 


re 
10 7. Eben ſo ſoll den noch lebenden Ehemännern, date in jener Pe⸗ 
rliode die Penſion heruntergeſetzt haben, geſtattet ſeyn, ſolche unter den⸗ 
ſelben Bedingungen auf den fruͤhern Einkaufsſatz zu erhoͤhen, unter 
denen die Wiederaufnahme der Exkludirten Statt findet. a 
ad 8. Iſt der Abzug auf alle Ruͤckſtaͤnde ohne Unterſchied auszudehnen; 
bei Penſionen unter 100 Rthlr. findet aber auch wegen des Wee 
digen Antrittsgeldes kein Abzug Statt, und was 
ad 9. kuͤnftige Wittwen Exkludirter anbetrifft, deren Penſion unter 
100 Rthlr. beträgt, fo wird vorausgeſetzt, daß die Wiederaufnahme 
innerhalb der feſtgeſetzten 3 Monate erfolgt iſt. Endlich 
ad 10. ſoll auch der Wittwe des Obriſtlieutenants v. Stockhauſen und 
der mit ihr etwa in gleichem Fall befindlichen Wittwen das verlorne 
Penſionsrecht ebenfalls zugeſtanden ſeyn. 
Carlsbad, den 24ſten Juli 1820. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Kriegs» Minifterium. 


(No. 624.) 


- wm 


(No. 621.) Merhöchfte Kabinetsorder vom 30ſten Auguſt 1820. die Abtragung der Berg⸗ 


werksſteuern in den Rheiniſchen Provinzen betreffend. 


8 N, Ihren Bericht vom 20ſten v. M., das bisherige Verfahren bei der 
Ausmittelung der ſogenannten verhaͤltnißmaͤßigen Bergwerksſteuern in den 


Laͤndern am Rheine, nach dem Bergwerksgeſetz vom 21ſten April 1810, und 
nach dem Dekret vom 6ten Mai 1811. betreffend, will Ich, aus den von 
Ihnen angefuͤhrten Gruͤnden, zur Sicherſtellung des Kaſſen⸗Intereſſes, geneh⸗ 
migen, daß die genannten Bergwerksabgaben in ihrem bisherigen Betrage 
von Fuͤnf Prozent des reinen Ertrages einer Grube, fortan nicht mehr durch 
Abſchaͤtzung nach einem Betriebs⸗Etat, im Mai eines jeden Jahres, ſondern 
erſt am Schluß deſſelben, nach den daruͤber vorzulegenden vollſtaͤndigen Rech⸗ 
nungen, ausgemittelt und erhoben, zur Erleichterung der Bergwerksbeſitzer 
denſelben aber Abſchlagszahlungen im Laufe des Jahres nachgelaſſen werden 
ſollen. Die Ausmittelung ſelbſt geſchieht unter der Direktion des Berghaupt⸗ 
manns der Provinz, oder ſeines Stellvertreters, von einer Kommiſſion, welche 


von dem betreffenden Bergamts-Direktor, von den Bergbeamten und dem 


Rendanten, ſo wie von zwei Bergwerksbeſitzern des Diſtrikts, welche unter 
ſich zu waͤhlen haben, gebildet werden ſoll. Die Entſcheidung auf die etwa⸗ 
nigen Beſchwerden uͤber die Feſtſetzungen dieſer Kommiſſion, liegt Ihnen, als 
Chef des Departements, ob und die dazu erforderlichen Eroͤrterungen geſchehen 


durch die Ober⸗Berghauptmannſchaft in dem Ihnen anvertrauten Miniſterium. 


Teplitz, den Zoſten Auguſt 1820. 


Friedrich Wilhelm. 


An > 
den Staats: Minifter von Schuckmann zu Berlin. 


(No. 622.) 


„ 


R CO. Sig 1822. 
ce, „ d bene, , (334 


— 168 — 
(No. 622.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14ten September 1820., die einſtweilige An- 
8 wendung des Allgemeinen Landrechts, 20ſten Titels Aten Theils, als 
Singular-Recht für den ganzen Militairſtand betreffend. 0 
J 8 
a 


ch bin mit der in Ihrem Berichte vom 20ſten v. M. uͤber das Strafmil⸗ 


eee we, Am derungs-Geſuch des Eduard Bus gen ausgefuͤhrten Meinung: | 


daß der 20ſte Titel des ten Theils des Allgemeinen Landrechts, 
nachdem daſſelbe durch das Patent vom T4ten März 1797. bei ſaͤmmt⸗ 
lichen Militairgerichten eingeführt und in den Kriegsartikeln darauf 
Bezug genommen iſt, als Singularrecht für den ganzen Militairſtand, 
ohne Unterſchied der Provinzen oder des temporairen Garniſonortes, 
ſo lange betrachtet werden muß, bis die Reviſion der Militairgeſetze 
’ vollendet ſeyn wird, 
einverſtanden, und will, daß danach verfahren werde, weshalb Ich auch die 
gegen den vormaligen Lieutenant Buͤs gen erkannte 5jaͤhrige Zwangsarbeits⸗ 
Strafe auf zweijaͤhrigen Feſtungsarreſt herabſetze und Ihnen danach die wei⸗ 
tere Verfuͤgung und Beſcheidung des Buͤsgen auf ſeine wieder beigefuͤgte 
Vorſtellung uͤberlaſſe. f a 


Berlin, den I4ten September 1820. | e 
Friedrich Wilhelm. 


An : 
den Staats- und Juſtizminiſter von Kirch eiſen. 


— 


